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Formale Geschlechter-
gleich stellung reicht nicht

AM AKTUELLEN RAND von Elke Holst

Vor 101 Jahren wurde zum ersten Mal der Internationale 

Frauentag begangen. Seitdem haben Frauen in vielen Län-

dern mehr Rechte erhalten. Dennoch gibt es immer noch 

etliche Staaten, in denen Frauen kaum eigene Rechte zu-

gestanden werden. Und es deuten sich auch immer wieder 

Rückschritte an. So sind etwa nach den Wahlen im Januar 

in Ägypten nur noch zwei Prozent Frauen im Parlament ver-

treten und somit weitgehend aus der politischen Öffentlich-

keit verdrängt. Damit steigt die Befürchtung, dass sich auch 

ihre Rechte in dem nun wieder stärker religiös geprägten 

Staat verringern könnten. „Seite an Seite mit den Männern 

kämpften Ägyptens Frauen für Demokratie. Von der Macht 

aber bleiben sie auch nach der Wahl weitgehend ausge-

schlossen“ konstatierte Die Zeit.1

Anders dagegen in Deutschland. Hier steht eine Frau an 

der Spitze der Bundesregierung, ein Drittel ihrer 15 Minis-

ter/-innen sind Frauen. Ein etwa gleicher Anteil von Frauen 

befindet sich unter den Parlamentarier/-innen im Bundes-

tag, wobei Bündnis 90/Die Grünen mit über 54 Prozent die 

relativ meisten Frauen entsenden und die CDU/CSU mit 

20 Prozent die anteilig wenigsten. In Sachen Bildung haben 

Deutschlands Frauen in den letzten Jahrzehnten mehr als 

aufgeholt. Sie sind top qualifiziert – vielfach schließen sie 

mit besseren Noten ab als Männer. 

Auch formal rechtlich sind Frauen in Deutschland gleich-

gestellt. Benachteiligungen wegen des Geschlechts sind 

verboten. Der Staat ist per Grundgesetz dazu verpflichtet, 

die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von 

Frauen und Männern zu fördern und auf die Beseitigung 

bestehender Nachteile hinzuwirken. Alles gut in Germa-

ny? Nicht ganz. Da war doch was? In den Vorständen der 

1 www.zeit.de/politik/2012-01/aegypten-frauen-wahl vom 14.01.2012.

großen Unternehmen in Deutschland müssen Frauen mit 

der Lupe gesucht werden, nur 3 Prozent sind Frauen. Hier 

reicht die formale Gleichstellung nicht hin. Sie bleiben von 

der wirtschaftlichen Macht dort weitgehend ausgeschlos-

sen. Macht, Geld und Einfluss will niemand gerne freiwillig 

hergeben, doch haben Männer einen historischen Vorteil: 

Männliche Monokulturen an der Spitze prägten die Ver-

gangenheit und prägen auch heute die Norm in Führungs-

positionen. Frauen müssen sich erst beweisen. Vorurteile 

etwa gegenüber ihrer Eignung halten sich hartnäckig. 

Meist gehen Frauen schon lange vor Erreichen einer hohen 

Führungsposition im Labyrinth der Karrierewege verloren. 

Der Verlust der weiblichen Talente stellt eine immense 

volkswirtschaftliche Verschwendung dar. Dies sollte sich 

Deutschland nicht länger leisten.

Was ist zu tun? In der Politik wird das Instrument der 

Frauenquote als Ultima Ratio ins Spiel gebracht, um die 

bestehenden Strukturen in der Wirtschaft aufzubrechen. 

Was männliche Selbstverpflichtung beim Thema Geschlech-

tergerechtigkeit hier in Spitzengremien bedeutet, lässt sich 

alljährlich im Managerinnen-Barometer des DIW Berlin 

nachlesen. Stagnation. Mehr als etwa drei Prozent Frauen 

in Vorständen werden seit Jahren in den großen Unterneh-

men in Deutschland nicht erreicht. Und in den Aufsichts-

räten? Dort sind Frauen mit einem Anteil von gut einem 

Zehntel vertreten, aber nur deshalb, weil das Gros von 

Arbeitnehmervertretungen entsandt wurde. Vor einem Jahr 

verkündete EU-Vizepräsidentin Viviane Reding, sie gäbe 

Unternehmen noch zwölf Monate Zeit, um das Problem der 

Unterrepräsentanz von Frauen in den Spitzengremien selbst 

zu regeln. Jetzt zog Viviane Reding ernüchtert Bilanz. Die 

Situation hat sich kaum verbessert. Am Montag lies die 

EU-Kommission deshalb wissen, dass sie eine Frauenquote 

favorisiert. Wir dürfen gespannt sein, wie die weiteren 

Schritte zu deren erfolgreicher Umsetzung aussehen. 
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Zur Entwicklung der Industrie der Bundesrepublik
Bei der gegenläufigen Entwicklung der Produktionskosten und der Gewinne der 
Westdeutschen Wirtschaft und insbesondere der Industrie verdienen die in neus-
ter Zeit angestellten Erwägungen, ob und inwieweit der derzeitige scharfe Wettbe-
werb zwischen der Mineralölverarbeitung und dem Kohlenbergbau einzuschrän-
ken sei, besondere Beachtung. Auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit einer 
Wirtschaftspolitik, die einzelne Wirtschaftszweige zu konservieren versucht, ist 
es zunächst überhaupt fraglich, ob die Schutzmaßnahmen den erhofften Erfolg 
 haben oder ob nicht nur die Krisenlage der geschützten Zweige ad infinitum ver-
längert wird.

Daher besteht die Sorge wohl zu Recht, daß die Unternehmensleitungen des west-
deutschen Steinkohlenbergbaus ihre in den letzten Jahren mit so großem Erfolg 
durchgeführten Bemühungen, die Förderung zu rationalisieren, womöglich nicht 
mehr mit der gleichen Energie verfolgen könnten, wenn die Steinkohle – sei es 
durch das Mittel der Heizölkontigentierung oder durch andere Maßnahmen – vom 
Wettbewerbsdruck weitgehend entlastet würde. Da die Zeiten nationaler Energie-
politik in Europa in einigen Jahren beendet sein werden und der deutsche Stein-
kohlenbergbau sich auf die Dauer einzig und allein durch seine ökonomische 
 Leistungsfähigkeit wird behaupten können, sollte sein zukünftiger Bestand nicht 
um kurzfristiger – noch dazu fragwürdiger – Vorteile willen gefährdet werden.

So unsicher es ist, ob Schutzmaßnahmen der Kohle auf die Dauer überhaupt nüt-
zen, so sicher ist es, daß sie das Energiepreisniveau in die Höhe treiben und damit 
die Wettbewerbslage der westdeutschen Wirtschaft in einer nicht gerade unkriti-
schen Phase ihrer Entwicklung verschlechtern würden.
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